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Anzeigepflichtverletzung bei Versicherungsvertrag
«Ich habe vor zwei Jahren eine Lebensversicherung, welche unter anderem 
Erwerbseinbussen bei Arbeitsunfähigkeit abgedeckt, abgeschlossen. Vor 10 Tagen 
habe ich meiner Versicherung meine aktuelle Arbeitsunfähigkeit aufgrund einer 
rezidivierenden depressiven Störung angezeigt. Die Versicherung hat in der Folge 
meine medizinischen Akten eingeholt und den Versicherungsvertrag nach Erhalt 
der Medizinalakten –  aufgrund einer angeblichen Anzeigepflichtverletzung – um-
gehend gekündigt. Der Versicherungsagentin, welche mit mir damals den Gesund-
heitsfragebogen ausgefüllt hatte, habe ich sämtliche Vorerkrankungen – auch mei-
ne früheren depressiven Phasen! - mitgeteilt. Wie schätzen Sie die Situation ein?»

Wer den Antrag auf 
Abschluss eines Versiche-
rungsvertrags stellt, hat 
dem Versicherer – meist in 
Form eines Fragebogens 
– alle für die Beurteilung 
der Gefahr erheblichen 
Tatsachen, welche ihm 
beim Vertragsabschlus-
se bekannt sind oder 
bekannt sein müssen, 
schriftlich mitzuteilen. 

Erheblich sind diejenigen 
Gefahrstatsachen, die 
geeignet sind, auf den 
Entschluss des Versi-
cherers, den Vertrag 
überhaupt oder zu den 
vereinbarten Bedingun-
gen abzuschliessen, einen 
Einfluss auszuüben. Die 
Gefahrstatsachen, auf 
welche die schriftlichen 
Fragen des Versicherers in 
bestimmter, unzweideu-
tiger Fassung gerichtet 
sind, werden von Geset-
zes wegen als erheblich 
vermutet.

Hat der Anzeigepflichtige 
beim Abschluss der Ver-
sicherung eine erhebliche 
Gefahrstatsache, die 
er kannte oder kennen 
musste und über die er 
schriftlich befragt worden 
ist, unrichtig mitgeteilt 
oder verschwiegen, so ist 

der Versicherer berech-
tigt, den Vertrag innert 
4 Wochen nach Kenntnis 
der Anzeigepflichtverlet-
zung durch schriftliche 
Erklärung zu kündigen. 

Macht der Versicherer 
vom Kündigungsrecht 
Gebrauch, erlischt auch 
die Leistungspflicht des 
Versicherers für bereits 
eingetretene Schäden, 
deren Eintritt oder 
Umfang durch die nicht 
oder unrichtig angezeigte 
erhebliche Gefahrstatsa-
che beeinflusst worden 
ist. Soweit die Leistungs-
pflicht schon erfüllt 
wurde, hat der Versiche-
rer sogar Anspruch auf 
Rückerstattung.

Das Bundesgericht hat 
kürzlich entschieden, 
dass eine depressive 
Phase ein Risikofaktor für 
eine weitere Depression 
darstellt. Folglich hätten 
die früheren depres-
siven Phasen auf dem 
Gesundheitsfragebogen 
zwingend angegeben 
werden müssen. Da die 
Deklaration unterblieben 
ist, hat der Versicherer die 
Kündigung rechtmässig 
ausgesprochen und muss 
in Bezug auf die Arbeits-

unfähigkeit auch keine 
Leistungen erbringen. 

Unerheblich ist dabei, 
dass die Versicherungs-
agentin nicht sämtliche 
Aussagen des Anzei-
gepflichtigen auf den 
Fragebogen übertragen 
haben soll. Die antragstel-
lende Person hat mit ihrer 
Unterschrift die Vollstän-
digkeit und Richtigkeit 
der Angaben auf dem 
Fragebogen bezeugt.
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